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Stadt Strasburg (Um.) 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 7 „Solarpark Fabrikstraße“ 

 
STELLUNGNAHMEN DER VON DER PLANUNG BERÜHRTEN BEHÖRDEN,  

DER SONSTIGEN TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 
nach § 4 Abs. 1 BauGB  

 
ABSTIMMUNG MIT DEN NACHBARGEMEINDEN 

nach § 2 Abs. 2 BauGB 
 

STELLUNGNAHMEN DER ÖFFENTLICHKEIT 
nach § 3 Abs. 1 BauGB 

 
 ABWÄGUNGSMATERIAL 

nach § 1 Abs. 7 BauGB 
 

 
Beratungsstand: 

Bau- und Planungsausschuss vom ……………… 
Hauptausschuss vom ………………. 
Stadtvertretung vom ………………. 

Aufgestellt: 
Strasburg/ Neubrandenburg, den 17.01.2024 
 

Stadt Strasburg (Um.)     

Bau- und Ordnungs-
amt 

Schulstraße 1 17335 Strasburg Tel.: 039753-27240 Fax: 039753-21837 a.heinrichs@stras-
burg.de 

In Zusammenarbeit 
mit 

     

Gudrun Trautmann Architektin für Stadt-
planung 

Walwanusstraße 26 17033 Neubranden-
burg 

Tel.: 0395-5824051 Fax.: 0395-36945948 
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Folgende von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange waren nach § 4 Abs. 1 BauGB zur Abgabe einer 
Stellungnahme aufgefordert: 
 

 
I. 

 
Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 

 
Schreiben vom 

Eine Stellungnahme 
liegt nach Ablauf der 
gesetzlichen Frist nicht 
vor 

1. Landkreis Vorpommern-Greifswald 26.08.2020 
23.09.2020 

 

2. Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte 25.08.2020 
06.10.2020 

 

3. Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern 05.08.2020 
18.08.2020 

 

4. Landesamt für Kultur und Denkmalpflege Mecklenburg-Vorpommern  x 

5. Deutsche Telekom Technik GmbH 30.07.2020  

6. Bergamt Stralsund 13.08.2020  

7. Zweckverband für Wasserver- und Abwasserentsorgung Strasburg  x 

8. Wasser- und Bodenverband „Landgraben“ 07.10.2020  

9. Straßenbauamt Neustrelitz 27.07.2020  

10. Landesamt für innere Verwaltung Mecklenburg-Vorpommern  x 

11. Landesamt für Gesundheit und Soziales M-V  x 

12. Staatliches Bau- und Liegenschaftsamt Neubrandenburg 24.08.2020  

13. Landesforst M-V 24.07.2020  

14. Pommersches Evangelisches Kirchenamt  x 

15. Bundesanstalt für Immobilienaufgaben  x 

16. E.DIS Netz GmbH 23.07.2020  

17. 50Hertz Transmission GmbH 20.07.2020  

18. Industrie- und Handelskammer Neubrandenburg 10.08.2020  

19. Handwerkskammer Ostmecklenburg-Vorpommern  x 

20. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 27.07.2020  

21. Vodafone GmbH/Vodafone Kabel Deutschland GmbH 10.08.2020  

22. GASCADE Gastransport GmbH 28.07.2020  

23. GDMcom Gesellschaft für Dokumentation und Telekommunikation mbH 20.07.2020  

24. BVVG Bodenverwaltungs- und -verwertungs GmbH 04.08.2020  

25. Deutsche Bahn AG 07.08.2020  

 Amt für Raumordnung und Landesplanung Vorpommern 24.09.2020  
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Nachbargemeinden: 

1. Gemeinde Mildenitz   

2. Gemeinde Heinrichswalde 24.08.2020 keine Anregungen 

3. Gemeinde Rothemühl 24.08.2020 keine Anregungen 

4. Gemeinde Schönhausen   

5. Gemeinde Galenbeck 09.09.2020 Kenntnisnahme 

6. Gemeinde Jatznick 24.08.2020 keine Bedenken 

7. Gemeinde Groß Luckow 24.08.2020 keine Bedenken 

8. Stadt Woldegk   

9. Gemeinde Groß Miltzow 10.08.2020 keine Anregungen 

10. Gemeinde Uckerland   

 

Während der öffentlichen Auslegung vom 24.07.2020 bis zum 25.08.2020 wurde keine Stellungnahme vorgebracht. 

1.   

2.   
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffenen Fest-
stellungen, Ausführungen und Hinweise des Landkreises Vorpom-
mern-Greifswald werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur 
Kenntnis genommen und in die Begründung eingestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Hinweise des Katastrophenschutzes zu eventuellen Munitions-
funden werden zur Kenntnis genommen und als Hinweis in die Be-
gründung eingestellt. 
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Der Feuerwehrplan wird durch den Vorhabenträger erstellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stadt Strasburg nimmt zur Kenntnis, dass aus der Sicht des 
Landkreises Vorpommern-Greifswald, Straßenverkehrsamt, SG 
Verkehrsstelle unter Hinweisen keine Einwände gegen die ge-
meindliche Planung bestehen. 
Der fachtechnische Hinweis ist bei der Realisierung von Maßnah-
men durch den Vorhabenträger und seine Beauftragten zu beach-
ten und wird als Hinweis in die Begründung eingestellt. 
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Die Stadt Strasburg nimmt zur Kenntnis, dass das Amt für Bau und 
Naturschutz, SG Bauleitplanung/Denkmalschutz, SB Bauleitpla-
nung die Ziele der gemeindlichen Planung mitträgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Belange des Baudenk-
malschutzes nicht berührt werden und keine Bodendenkmale be-
kannt sind. 
 
Der fachtechnische Hinweis auf unbekannte Bodendenkmale war 
Bestandteil des Vorentwurfes der gemeindlichen Planung. 
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Das Landesamt für Kultur und Denkmalpflege war am Verfahren 
beteiligt. Eine Stellungnahme liegt nicht vor. 
 
 
 
 
Die Stadt Strasburg nimmt zur Kenntnis, dass das Plangebiet nach 
Einschätzung der uNB für eine Vielzahl besonders geschützter Ar-
ten von Bedeutung ist. 
 
 
 
 
Durch Auswertung des Naturraumpotenzials bzw. der Artenauf-
nahmen im Zusammenspiel mit den Wirkungen des Vorhabens 
und der naturschutzrechtlichen Maßnahmen wird in der Umwelt-
prüfung u.a. das Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbe-
stände geprüft. GGF. werden Ausnahmegenehmigungen bean-
tragt. 
 
In Tabelle 3 des Umweltberichtes wurden Detaillierungsgrade und 
Untersuchungsräume gemäß HzE vorgeschlagen. Mit den Unter-
suchungen wurde Dipl. Biologe Dietmar Schulz beauftragt. Bezüg-
lich Reptilien erfolgten bereits Begehungen. Die Stadt Strasburg 
geht davon aus, dass die uNB den Vorschlägen zu Umfängen und 
Detaillierungsgrad der Untersuchungen folgt, da die Stellung-
nahme dazu keine Einwände enthält. 
Die Untersuchungen werden in den Artenschutzfachbeitrag, der 
mit dem Entwurf ins Verfahren eingestellt wird, sukzessive einge-
pflegt. 
Der Begriff „artenschutzrechtliche Konflikte“ wird durch den Begriff 
„artenschutzrechtliche Verbotstatbestände“ ersetzt. 
 
Die Stadt Strasburg nimmt die Ausführungen der uNB zu den ge-
setzlichen Grundlagen der Eingriffsregelung zur Kenntnis. 
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Die Auflistung der zu fällenden Gehölze nach Baumart und Baum-
durchmesser erfolgt. 
In Tabelle 5: Flächen ohne Eingriff des Umweltberichtes wurde 
dargelegt, dass im Bereich der Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
sowie im Bereich der Erhaltungsfestsetzung keine Fällungen vor-
genommen werden. 
Die Neupflanzungen werden mit Art und Standort im Konfliktplan 
dargelegt. 
 
Die Stadt Strasburg nimmt zur Kenntnis, dass der Umfang der 
Kompensation in der Entwurfsphase beurteilt wird. 
 
Die Stadt Strasburg nimmt zur Kenntnis, dass seitens des Amtes 
für Wasserwirtschaft und Kreisentwicklung, SG Abfallwirtschaft/Im-
missionsschutz, SB Immissionsschutz keine Einwände gegen die 
gemeindliche Planung bestehen. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass das SG Wasserwirtschaft 
unter Hinweisen der gemeindlichen Planung zustimmt. 
 
Nach Abstimmung von Frau Manthey-Kunhart mit Herrn Krüger 
von der unteren Wasserbehörde sind die Erläuterungen der E-Mail 
vom 17.09.2020 bezüglich Nichtgefährdung der Ziele der EG 
WRRL in den Umweltbericht aufzunehmen. Ein zusätzlicher was-
serrechtlicher Fachbeitrag ist dann nicht mehr erforderlich. 
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Die fachtechnischen Hinweise sind bei der Realisierung von Maß-
nahme durch den Vorhabenträger und seine Beauftragten zu be-
achten und werden als Hinweis in die Begründung eingestellt. 
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Die Stadt Strasburg nimmt zur Kenntnis, dass die untere Abfall- und 
Bodenschutzbehörde der gemeindlichen Planung unter Hinweisen 
zustimmt. 
Die fachtechnischen Hinweise sind bei der Realisierung von Maß-
nahmen durch die Vorhabenträger und deren Beauftragte zu beach-
ten und werden als Hinweis in die Begründung eingestellt. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Fest-
stellung des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft und Umwelt 
Mecklenburgische Seenplatte wird im Rahmen der Bebauungs-
planung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Strasburg nimmt zur Kenntnis, dass der Standort der ehe-
maligen Deponie außerhalb des Plangeltungsbereichs liegt und es 
für den Plangeltungsbereich der gemeindlichen Planung keiner 
Planfeststellung bzw. Plangenehmigung nach § 35 Abs. 2 oder 3 
Kreislaufwirtschaftsgesetz bedarf (KrWG). 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Fest-
stellung des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft und Umwelt 
Vorpommern wird im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Strasburg nimmt zur Kenntnis, dass die Belange des 
Staatlichen Amtes für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern, Ab-
teilung Landwirtschaft und Flurneuordnungsbehörde durch die ge-
meindliche Planung nicht betroffen sind. 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Fest-
stellung des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft und Umwelt Vor-
pommern wird im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Strasburg nimmt zur Kenntnis, dass die Belange des 
Staatlichen Amtes für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern, Ab-
teilung Naturschutz, Wasser und Boden durch die gemeindliche Pla-
nung nicht berührt werden. 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Fest-
stellungen, Ausführungen und Hinweise des Deutschen Telekom 
Technik GmbH werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Strasburg nimmt zur Kenntnis, dass sich im Plangeltungs-
bereich Telekommunikationslinien der Deutschen Telekom Technik 
GmbH befinden. 
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Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Fest-
stellungen, Ausführungen und Hinweise des Bergamtes Stralsund 
werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Strasburg nimmt zur Kenntnis, dass die gemeindliche Pla-
nung keine bergbaulichen Belange nach Bundesbergesetz sowie 
Belange nach Energiewirtschaftsgesetz berührt. 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Fest-
stellungen, Ausführungen und Hinweise des Wasser- und Boden-
verbandes „Landgraben“ werden im Rahmen der Bebauungspla-
nung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Strasburg nimmt zur Kenntnis, dass die gemeindliche Pla-
nung keine Gewässer zweiter Ordnung direkt berührt. 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Fest-
stellungen, Ausführungen und Hinweise des Straßenbauamtes 
Neustrelitz werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kennt-
nis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Strasburg nimmt zur Kenntnis, dass seitens des Straßen-
bauamtes Neustrelitz keine Bedenken gegen die gemeindliche Pla-
nung bestehen. 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Fest-
stellung des Staatlichen Bau- und Liegenschaftsamtes Neubran-
denburg wird im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Strasburg nimmt zur Kenntnis, dass kein vom Staatlichen 
Bau und Liegenschaftsamt Neubrandenburg verwalteter Grundbe-
sitz des Landes Mecklenburg-Vorpommern durch die gemeindliche 
Planung nicht betroffen ist. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Fest-
stellung, Ausführungen und Hinweise der Landesforst M-V werden 
im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Strasburg nimmt zur Kenntnis, dass aus forsthoheitlicher 
und forstwirtschaftlicher Sicht keine Bedenken gegen die gemeind-
liche Planung bestehen. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Fest-
stellungen, Ausführungen und Hinweise der E.DIS Netz GmbH wer-
den im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Strasburg nimmt zur Kenntnis, dass vorbehaltlich der Si-
cherung des Anlagenbestandes der E.DIS Netz GmbH keine Be-
denken gegen die gemeindliche Planung bestehen. 
 
Derzeit wird von der E.DIS überprüft, ob die Leitung noch genutzt 
wird. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Fest-
stellung, Ausführungen und Hinweise der 50Hertz Transmission 
GmbH werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Strasburg nimmt zur Kenntnis, dass sich im Plangeltungs-
bereich keine Anlagen der 50Hertz Transmission GmbH befinden 
oder geplant sind. 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffene Feststellung, Aus-
führungen und Hinweise der IHK Neubrandenburg werden im Rah-
men der Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Strasburg nimmt zur Kenntnis, dass es aus der Sicht der 
IHK Neubrandenburg keine Hinweise zur gemeindlichen Planung 
gibt. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Fest-
stellung, Ausführungen und Hinweise des Bundesamtes für Infra-
struktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Strasburg nimmt zur Kenntnis, dass Belange der Bundes-
wehr durch die gemeindliche Planung nicht berührt werden. 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffene Feststellung, Aus-
führungen und Hinweise der Vodafone GmbH/Vodafone Kabel 
Deutschland GmbH werden im Rahmen der Aufhebung der Be-
bauungsplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Strasburg nimmt zur Kenntnis, dass die Vodafone 
GmbH/Vodafone Kabel Deutschland GmbH keine Einwände gegen 
die gemeindliche Planung geltend macht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Fest-
stellung, Ausführungen und Hinweise der GASCADE Gastransport 
GmbH werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Strasburg nimmt zur Kenntnis, dass die Anlagen der 
GASCADE Gastransport GmbH, WINGAS GmbH, NEL Gastrans-
port GmbH sowie OPAL Gastransport GmbH & Co. KG nicht betrof-
fen sind von der gemeindlichen Planung. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Fest-
stellung, Ausführungen und Hinweise der GDMcom mbH werden 
im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Strasburg nimmt zur Kenntnis, dass die Anlagen der Erd-
gasspeicher Peissen GmbH, Ferngas Netzgesellschaft mbH, Gas-
LINE Telekommunikationsnetzgesellschaft deutscher Gasversor-
gungsunternehmen mbH & Co. KG, ONTRAS Gastransport GmbH 
sowie VNG Gasspeicher GmbH nicht betroffen sind von der ge-
meindlichen Planung. 
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Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffene Feststellung, Aus-
führungen und Hinweise der BVVG Bodenverwertungs- und -ver-
waltungs GmbH werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur 
Kenntnis genommen. 
 
Begründung: 
Die Stadt Strasburg nimmt zur Kenntnis, dass die BVVG nicht be-
troffen ist von der gemeindlichen Planung. 
 
Die genannten Flurstücke 103 und 104 befinden sich südlich der 
Bahnstrecke, so dass eine Betroffenheit sich ausgeschlossen wer-
den kann. 
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Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffene Feststellung, Aus-
führung und die Hinweise der Deutschen Bahn AG werden im Rah-
men der Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen und in die Be-
gründung eingestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Stadt Strasburg nimmt zur Kenntnis, dass aus der Sicht der 
Deutschen Bahn AG keine grundsätzlichen Bedenken gegen die 
gemeindliche Planung bestehen. 
 
Die fachtechnischen Hinweise sind bei der Realisierung von Maß-
nahmen durch die Vorhabenträger und deren Beauftragte zu be-
achten und werden als Hinweis in die Begründung eingestellt. 
 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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